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- 	ZusannnenfaSSUflg des Verfahrens 

in der vor der Technischen Beschwerdekammer 3.3.1 
anhângigen Sache T 357/89 war nach Einspruch durch 
zwischenentscheidung der Einspruchsabteilung das 
europàische Patent in geàndertein Umfang aufrechterhalten 
worden. Gegen diese Entscheidung legte die einzige 
Einsprechende Beschwerde ein mit dern Antrag, die 
Entscheidung aufzuheben und das Patent zu widerrufen. Ihre 
Beschwerde stützte die Beschwerdeführerin auf gewisse in 
der Entscheidung der Einspruchsabteilung genannte Ent-
gegenhaltungen und zusàtzlich auf eine àltere europàische 
Patentanmeldung, die demn angegriffenen Patent gernâi 
Artikel 54 (3) EPU neuheitsschâdlich entgegenstehe. 
Daraufhin legte die Beschwerdegegnerin (Patentinhaberin) 
neue Patentansprüche vor. AnschlieBend nahn die 
Beschwerdeführerin ihre Beschwerde zurück. 

In der Begründung ihrer Vorlage-Entscheidung vom 
19. August 1991 hielt die Beschwerdekaimner 3.3.1 elne 
Entscheidung der GroBen Beschwerdekanuner zu der Frage für 
erforderlich, ob sie das vor ihr anhângig gewesene 
Beschwerdeverfahren trotz der Rücknahmne der Beschwerde 
fortsetzen dürfe. Einen AnlaB dafür stelle die von der 
Einsprechenden genannte ältere europàische Patentanmeldung 
dar, die von der Kamnmner als relevant erachtet werde. Das 
scheme auch die Auffassung der Patentinhaberin zu sein, 
da sie neue Patentansprüche vorgelegt habe. Die Kamnmner 
führte u. a. auch aus, daB es un Interesse der Of fentlich-
keit wunschenswert ware, wenn die Kanuner das Beschwerde-
verfahren fortsetzen kOnnte, urn entweder das angegriffene 
Patent nur in beschrânktemn Umnfang aufrechtzuerhalten oder 

- falls erforderlich - zu widerrufen. 
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III. 	Die Beschwerdekaminer 3.3.1 hat deswegen und nach einer 
Analyse der rechtlichen Lage nach dem EPU, die als nicht 
eindeutig bezeichnet wurde, die GroJ3e Beschwerdekammer mit 
folgenden Rechtsfragen befaBt: 

Kann eine Technische Beschwerdekanirner ein Einspruchs-
beschwerdeverfahren fortsetzen, nachdem der einzige 
Beschwerdeführer, der in erster Instanz 
Einsprechender war, seine Beschwerde zurückgenoxnxnen 
hat? 

Wenn die Frage zu 1 bejaht wird: 

Wie ist ein Beschwerdeverfahren nach Rücknahme 
der Beschwerde des einzigen Einsprechenden zu 
beenden? 

Weiche Grundsätze sind für eine Entscheidung, 
das Beschwerdeverfahren fortzusetzen, maB-
gebend? 

Weiche Verfahrensgrundsatze sind in dem fort-
zusetzenden Beschwerdeverfahren anzuwenden? 

IV. 	Das Verfahren hinsichtlich dieser Rechtsfragen ist bei der 
GroBen Beschwerdekammer unter dein Aktenzeichen G 7/91 

anhangig. 

V. 	In der vor der Technischen Beschwerdekaxniner 3.2.2 
anhàngingen Sache T 695/89 war der (einzige) Einspruch 
gegen das europàische Patent von der Einspruchsabteilung 
zurückgewiesen worden. Die Einsprechende legte Beschwerde 
ein und beantragte den Widerruf des Patents. Daraufhin 
legte die Beschwerdegegnerin (Patentinhaberin) neue 
Patentanspruche vor. AnschlieBend nahm die Beschwerde-
führerin (Einsprechende) die Beschwerde zurück. 
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In der Begründung ihrer Vorlage-Entscheidung voin 
9. September 1991 führte die Beschwerdekamxner 3.2.2 u. a. 
aus, daB das EPU keine ausdrückliche Regelung über die 
Rücknahlne der Beschwerde und die Folgen einer soichen 
Rücknahlne enthalte. Es stelle sich soiuit die Frage, ob mit 
der Rücknahnie der Beschwerde das Beschwerdeverfahren, 
unabhängig von seinein sachlichen Stand, autoinatisch 
beendet ist und soinit die Entscheidung der Vorinstanz in 
Rechtskraft erwàchst oder ob das Beschwerdeverfahren 
grundsätzlich auch nach dem Wegfall der Beschwerde des 
einzigen Beschwerdeführers noch fortgeführt werden kann 
und gegebenenfalls unter weichen Bedingungen. Die Klàrung 
dieser Frage sei übrigens von Bedeutung nicht nur für das 
inter partes-Verfahren, sondern auch für das ex parte-
Verfahren. Die Kainmner hat in diesem Zusamrnenhang besonders 
das Problem erwãhnt, daB eine Patentinhaberin (Beschwerde-
gegnerin) angesichts eines neu in das Beschwerdeverfahren 
eingefuhrten Standes der Technik ihr Patent einschränken 
will und sich daran durch die Rücknahme der Beschwerde 
durch die Einsprechende (Beschwerdeführerin) gehindert 
sieht, was in dieser Sache der Fall sei; die Patent-
inhaberin habe aufgrund der in der Beschwerdebegründungs-
schrift der Einsprechenden geltend gemachten Mängel des 
Patents neue Ansprüche eingereicht, mit denen die Kaituner 
das Patent, abgesehen von kleineren Anderungen, aufrecht-
erhalten kânnte. Ware dies nicht mägiich, dann verbliebe 
der Patentinhaberin unter Uinständen nur der inühsaine Weg 
über nationale Beschränkungsverfahren, die nicht in alien 
Vertragsstaaten vorgesehen seien. 

Die Beschwerdekaminer 3.2.2 hat die GroBe Beschwerdekanuner 
mit folgenden Rechtsfragen befaBt: 

1. Wird durch die Rücknahxne der Beschwerde eines 
einzigen Beschwerdeführers, sei es im einseitigen 
oder zweiseitigen Verfahren, das Beschwerdeverfahren 

beendet? 

04200 
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2. 	Wenn die Frage zu 1. verneint wird, ist dann das 

Beschwerdeverfahren in jedern Fall durch eine 

Entscheidung der Beschwerdekamnter geinãl3 Regel 66 (2) 

zu beenden? 

Das Verfahren hinsichtlich dieser Rechtsfragen ist bei der 
GroBen Beschwerdekairiiner unter dein Aktenzeichen G 8/91 

anhängig. 

Am 4. Mai 1992 beschlol3 die Groi3e Beschwerdekammer, die 

ihr in den Sachen G 7/91 und G 8/91vorgelegten Rechts-

fragen gemäi3 Artikel 8 ihrer Verfahrensordnung gemeinsam 

zu behandein, weil sie ähnliche Sachverhalte betreffen. 

Den an den Verfahren vor den vorlegenden Kaminern 3.3.1 

(Sache T 357/89) und 3.2.2 (Sache T 695/89) beteiligten 
Parteien ist Gelegenheit gegeben worden, sich zu den 

vorgelegten Rechtsfragen zu äuBern. Davon hat nur die 
Beschwerdegegnerin (Patentinhaberin) in der Sache T 357/89 

Gebrauch gemacht, die in einer Stellungnahxne vom 
30. Juni 1992 die Fortsetzung des Beschwerdeverfahrens in 

den Fallen einer Rücknahme der Beschwerde im Einspruchs-

Beschwerdeverfahren entweder durch den Patentinhaber (wenn 

das Patent in geändertein Uinfang aufrechterhalten worden 

ist) oder durch den Einsprechenden befürwortet hat; ex-
parte-Verfahren dagegen sollten mit der Rücknahme der 

Beschwerde beendet werden. 

Entscheidungsgruride 

1. 	Die der Groi3en Beschwerdekanuner vorgelegten Rechtsfragen 

sind prinzipiell wichtig und von erheblicher praktischer 

Bedeutung, was schon die Anzahl der Rücknahmen von 
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BesChWerden während der letzten Jahre deutlich zeigt. Nach 
Angaben der Geschàftsstelle gab es 1990 und 1991 un 
Eirlspruchs-BeschwerdeVerfahrefl insgesamt 95 Rücknahinen von 
BesChWerdefl der Einsprechenden und 39 Rücknahinen von 
Beschwerden der Patentinhaber. liii einseitigen Verfahren 
wurden während derselben Periode insgesaint 24 Beschwerden 
der Anmelder zuruckgenonuuen. 

2. 	In der Rechtsprechung der Beschwerdekainxnern ist bisher 
eine Fortsetzung des Beschwerdeverfahrens nach Rücknahine 
der Beschwerde des einzigen Beschwerdeführers, sei es un 
einseitigen oder zweiseitigen (technischen oder 
juristischen) Verfahren, nicht in Betracht gezogen worden, 
zumindest soweit es die Sachfragen angeht. Normalerweise 
nehinen die Mitglieder der Kammer die Rücknahme der 
Beschwerde einfach zur Kenntnis, wonach den Parteien durch 
die Geschäftsstelle initgeteilt wird, daB das Beschwerde-
verfahren damit beendet ist. Es gibt für dieses Verfahren 
besondere Forinulare (EPA Form 3312, 3347, 3348). Aller-
dings hat die Beschwerdekainmer 3.3.1 in ihrer Vorlage-
Entscheidung erwähnt, daB sie im Falle der Rücknahme der 
Beschwerde des einzigen Einsprechenden derzeit in der 
Weise verfährt, daB sie den Parteien ein Schreiben 
folgenden Inhalts übersende: "Nach RUcknahme der 
Beschwerde durch die Beschwerdeführerin (Einsprechende) 
und aintsseitiger Prüfung des Beschwerdevorbringens ist die 
Kaininer zu der Uberzeugung gelangt, daB der Aufrecht-
erhaltung des Patents keine Patenthindernisse entgegen-
stehen. Eine Fortsetzung des Beschwerdeverfahrens erubrigt 
sich daher, so daB das Beschwerdeverfahren eingestellt 
wird." Die Formulierung dieses Schreibens vermittelt den 
Eindruck, daB die Kaminer sich eigentlich nicht durch die 
Rückriahine der Beschwerde gebunden fühle, sondern 
prinzipiell in der Lage sei, das Beschwerdeverfahren unter 
thnstãnden fortzusetzen. Allerdings scheint es, als ob die 
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Beschwerdekainmer 3.3.1 in der Praxis niemals em 

Beschwerdeverfahren nach Rücknahme der Beschwerde fort-

gesetzt hat. 

Die oben erwähnte Rechtsprechung der Beschwerdekammern, 

nach der eine Fortsetzung des Beschwerdeverfahrens nach 

Rücknahme der Beschwerde nicht in Betracht gezogen wird, 

ist auf eine Reihe verschiedener Entscheidungen zurückzu-

führen. In einer Entscheidung der Juristischen Beschwerde-

kairuner in der Sache J 19/82 (AB1. EPA 1984, 6) wurde in 
einem einseitigen Verfahren zunàchst festgestellt, daB in 

der Regel eine bei einer Beschwerdekammer des EPA 
anhängige Beschwerde ohne Zustiminung der betreffenden 

Rammer zuruckgenommen werden kann. Dies ergebe sich aus 

dem EPU, in dem ausdrücklich angegeben sei, in weichen 

Fallen die Zurücknahine eines Antrags nicht zulässig sei, 

z. B. das Verbot der Zurücknahme eines Prüfungsantrags 

gemäB Artikel 94 (2) EPU. Die Juristische Beschwerdekammer 

hat in diesem Zusainmenhang auch auf Regel 60 (2) EPU 

hingewiesen, wo angegeben ist, weiche Folgen bei Rücknahme 
eines Einspruchs eintreten können. Die Technische 
Beschwerdekaxniner 3.4.1 hat in ihrer Entscheidung in der 

Sache T 85/84 (unveröffentlicht) in einein zweiseitigen 

Verfahren festgestellt, daB die Rücknahme der Beschwerde 

des einzigen Einsprechenden zur Folge hat, daB die 

Entscheidung der Einspruchsabteilung in der Sache rechts-

krãftig geworden ist. Nur über die Verteilung der Kosten, 

(d. h. eine Verfahrensfrage) könne noch entschieden 

werden. Dieselbe Auffasssung spiegelt sich auch in anderen 

Entscheidungen der Beschwerdekarnxnern wider (vgl. z. B. 

T 117/86, AB1. EPA 1989, 401 und T 323/89, Beilage zu 

Heft 6 des AB1. EPA 1991, 47). 

liii Hinblick auf diese langjährige, auf eine ständige 

Rechtsprechung gestutzte Praxis, das Beschwerdeverfahren 

nach Rücknahine der Beschwerde des einzigen Beschwerde- 

04200 	 . . 
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führers, soweit es die Sachfragen angeht, als beendet 
anzusehen, eine Praxis, gegen die nach dem Wissen der 
GroBen Beschwerdekaminer bisher weder von den Beteiligten 
noch von der öffentlichkeit Einwànde erhoben worden sind, 
1st kiar, daB für eine Anderung dieser Praxis ganz 
überzeugende GrUnde vorliegen inüssen. Andernfalls kónnte 
offensichtlich die Kontinuitãt und Vorhersehbarkeit der 
Aktivitàt der Beschwerdekammern in bezug auf das 
Beschwerdeverfahren in Frage gestelit werden. 

Die bisherige Praxis entspricht deinailgemeinen 
Verfahrensprinzip des Verfugungsgrundsatzes (Dispositions-
xriaxiine), nach dein eine Behôrde oder ein Gericht em 
Verfahren in der Regel nicht fortsetzen kann, wenn die 
Verfahrenshandlung, durch die das Verfahren entstanden 1st 
(z. B. die Einlegung einer Beschwerde), zurUckgenoinmen 
worden ist, es sei denn, daB das Verfahrensrecht 
ausdrücklich eine Fortsetzung erlaubt. Beispiele soicher 
Ausnahmebestimniungen innerhaib des EPU sind in der unter 
Nr. 3 oben erwähnten Entscheidung der Juristischen 
Beschwerdekainmer gegeben worden. Die Beschwerde-
kaiinner 3.3.2 hat in ihrer Vorlage-Entscheidung em 
Beispiel für eine ãhnliche Ausnahinebestinunung auf 
nationaler Ebene erwàhnt, nãinlich § 24, 1. Absatz, Satz 3 

des schwedischen Patentgesetzes, der vorsieht, daB die 
Beschwerde des Einsprechenden auch nach ihrer Rücknahnie 
berücksichtigt werden kann, wenn hierfür besondere Gründe 
vorliegen. Nach der Abschaffung des § 34 III 2 des 
früheren deutschen Patentgesetzes gibt es in den übrigen 
Vertragsstaaten des EPU, soweit es der GroBen Beschwerde-
kanuner bekannt ist, keine entsprechenden Ausnahme-
best iinmungen. 

Die Beschwerdekainxner 3.3.1 hat in ihrer Vorlage-
Entscheidung die Frage berührt, ob die Ausnahineregelung in 
Regel 60 (2) EPfJ bezüglich der Wirkung der Rückriahme des 

04200 
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Einspruchs in Verbindung mit Regel 66 (1) EPU im Wege 
einer ausdehnenden Interpretation auch auf die Rücknahme 
der Beschwerde angewendet werderi kann. Auch die vorlegende 
Karniner 3.2.2 hat in ihrer Entscheidung die Anwendung der 
Ausnahineregelung in Regel 60 (2) EPU auf das Beschwerde-
verfahren diskutiert. Beide Kammern haben aber Bedenken 
gegen eine soiche Anwendung der Ausriahrneregelung in 
Regel 60 (2) geauBert. 

7. 	Die GroBe Beschwerdekammer teilt diese Bedenken. Zwar 
schlie3t der ailgemeine Hinweis in Regel 66 (1) EPU auf 
die Vorschriften für das Verfahren vor der Stelle, die die 
mit der Beschwerde angefochtene Entscheidung erlassen hat, 
Regel 60 (2) EPU formal nicht aus; das bedeutet aber 
nicht, daB eine entsprechende Anwendung der ausdrücklich 
nur für das Einspruchsverfahren vorgesehenen Möglichkeit, 
das Verfahren nach Rücknahme des Einspruchs von Amts wegen 
fortzusetzen, auch für das Beschwerdeverfahren zwingend 
erfolgen niuB. Diese Frage muB un Hinblick auf die gesamte 
Systeinatik des EPU beurteilt werden. In dieser Hinsicht 
spricht zum einen der unterschiedliche rechtliche 
Charakter der beiden Verfahren gegen eine soiche Anwendung 
der Regel 60 (2) in Verbindung mit Regel 66 (1) EPU. Das 
Einspruchsverfahren ist ein reines Verwaltungsverfahren un 
Gegensatz zum Beschwerdeverfahren, das als em 
verwaltungsgerichtliches Verfahren anzusehen ist, wo eine 
Ausnahme von aligeineinen verfahrensrechtlichen 
Grundsätzen, wie z. B. dern Verfugungsgrundsatz, viel 
starker begrundet werden inüi3te als un Verwaltungs-
verfahren. Zum anderen ist die Ausnahmeregelung in 
Regel 60 (2) EPU besonders mm Zusammenhang mit deni gemäB 
EPU der Patenterteilung nachgeschalteten Einspruchs-
verfahren ("post-grant opposition") zu betrachten. In 
einemn soichen Verfahren gibt es einen sachlichen AnlaB, 
eine generelle Kontrollmnäglichkeit zu behalten im Hinblick 

04200 
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auf die von einem Einsprechenden vorgebrachten neuen 
Tatsachen und Beweisinittel, die vor der Patenterteilung 
von der Prufungsabteilung überhaupt nicht berücksichtigt 
werden konnten. Diese Besonderheit des nachgeschalteten 
Einspruchsverfahrens ist allerdings kein hinreichender 
Grund dafür, die Ausnahineregelung in Regel 60 (2) EPU 

generell auch auf das Beschwerdeverfahren anzuwenden. 

8.  Die Beschwerdekainnier 3.2.2 hat in ihrer Vorlage- 
Entscheidung die Anwendung des Axntsermittlungsgrundsatzes 
nach Artikel 114 (1) EPU als eine rechtliche Basis für die 
Fortsetzung des Beschwerdeverfahrens un Falle der Rück-
nahme der Beschwerde erwähnt, ebenso wie die Beschwerde- 

gegnerin in der Sache T 357/89. Allerdings hat die 

vorlegende Kainxner 3.2.2 selbst Zweifel daran geàuiert, ob 

der Amtserinittlungsgrundsatz eine soiche rechtliche Basis 
bietet, da dieser Grundsatz auf die Erinittlung des 
Sachverhalts beschränkt sel. Die GroBe Beschwerdekamner 
ist ebenfalls der Ansicht, daB Artikel 114 (1) EPU keine 
Befugnis zur Fortsetzung des Beschwerdeverfahrens nach 
Rücknahine der Beschwerde einràuint. Dies ergibt sich aus 
der rechtlichen Konstruktion des EPU. Wenn es so ware, daB 
schon Artikel 114 (1) EPU auf Rücknahinesituationen dieser 
Art generell anzuwenden ware, erschiene die oben erwàhnte 

Ausnahnerege1ung in Regel 60 (2) EPU in bezug auf die 
Rücknahine des Einspruchs sinnios. Darüber hinaus ist 
festzustellen, daB die Rücknahme der Beschwerde nicht als 
ein Antrag un Sinne des Artikels 114 (1), zweiter Halb-
satz, EPU, auf den das EPA bei der Ermittlung des Sach-
verhalts nicht beschränkt ware, anzusehen ist, sondern 
eine Verfahrenshandlung darstelit, die keine Zustiitmiung 
der betreffenden Beschwerdekaininer erfordert (vgl. Nr. 3 

oben). 

04200  .../... 
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Die beiden vorlegenden Beschwerdekarnrnern haben ebenso wie 
die Beschwerdegegnerin in der Sache T 357/89 als einen 
sachlichen Grund, der der Beendigung des Beschwerde-
verfahrens durch die Rücknahrne der Beschwerde entgegen-
stehen kOnnte, das Interesse der Offentlichkeit genannt. 
Es sei unertrâglich und nut den Zielen des Patent-
erteilungsverfahrens nicht zu vereinbaren, wenn eine 
Beschwerdekaitixner in einern Fall, in dern die Unhaitbarkeit 
der erstinstanzlichen Aufrechterhaltung des Patents 
erkannt worden sei, tisehenden  Auges" erleben rnüsse, daB 
der "fehierhafte" BeschluB infolge der Rücknahrne 
Rechtskraft erlange. Dies widerspreche dent Schutz der 
Of fenti ichkeit. 

Hierzu ist folgendes zu beinerken: 

10.1 	Das Interesse der Offentlichkeit ist mm europäischen 
Patentsystem vornehmlich dadurch sichergesteilt, daB 
innerhaib von neun Nonaten nach der Bekanntmachung des 
Hinweises auf die Erteilung des europàischen Patents 
jederinann gegen das Patent Einspruch einlegen kann. Es rnuI3 
deshaib it Prinzip angenoininen werden, daB das Patent 
diejenigen nicht stórt, die keine Einspruche eingelegt 
haben. Es ist soinit nicht mi Einklang mit den Grund-
gedanken des europaischen Patentsystents, it Falle der 
Rücknahme der Beschwerde des einzigen Einsprechenden (oder 
des Patentinhabers, wenn das Patent it geänderten Umnfang 
aufrechterhalten worden ist) das Beschwerdeverfahren 
fortzusetzen, nur urn das Interesse derjenigen, die über-
haupt keine Einsprüche eingelegt haben, wahrzunehmnen. 
Unter alien Umständen mnuB in dieser Hinsicht die unter 
Nr. 7 oben erwähnte Mögiichkeit, das Einspruchsverfahren 
nach Rücknahmne des Einspruchs ausnahmnsweise fortzusetzen, 
ais ausreichend betrachtet werden. In diesern Zusanunenhang 
ist auch auf die MOgiichkeit, Nichtigkeitsklage vor 
nationalen Gerichten zu erheben, hinzuweisen. 
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10.2  DaB elne Beschwerdekaininer un Einzelfall "sehenden Auges" 
erleben rnuj3, daB em "fehierhafter" BeschluB der ersten 
Instanz infoige der Rücknahme der Beschwerde Rechtskraft 
erlangt, ist kein Argument für ein Aweichen voin 
Verfügungsgrundsatz. ZUIn einen konunt es in diesem 
Zusaimnenhang wohi nicht hãufig vor, daB es unniittelbar so 
kiar erkennbar 1st, daB die Entscheidung der ersten 

Instanz " fehierhaft" 1st. ZUIn anderen inuB man sich, wie 

auch von der Beschwerdekaminer 3.2.2 ausgeführt, bewuBt 
sein, daB dann, wenn der durch die Entscheidung der ersten 
Instanz beschwerte Verfahrensbeteiiigte von seineni 
Beschwerderecht keinen Gebrauch macht oder wenn er die 

Beschwerdefrist oder die Begründungsfrist versäumt, es 
ebenfalls bei dieser Entscheidung bleibt, einerlei ob sie 
richtig oder faisch war. Es 1st grundsãtzlich nicht die 
Aufgabe der Beschwerdekaminern, eine ailgemeine Uberprüfung 
der Entscheidungen der ersten Instanz vorzunehinen, 
unabhängig davon, ob eine soiche Uberprüfung von den 
beteiiigten Parteien beantragt worden 1st oder nicht; 
Aufgabe der Beschwerdekaminern ist es vielmehr, sich mit 
zulässigen und anhängigen Beschwerden zu befassen. 

	

10.3 	Die o. g. SchluBfoigerungen stehen in keinerlei Gegensatz 
zu deni Prinzip, daB, soweit dies in der Macht des 
Europàischen Patentaittts steht, nur rechtsgültige 
europäische Patente erteilt und aufrechterhaiten werden 
sollen, wie es die GroBe Beschwerdekanuner in der Sache 

G 1/84 (vgl. AB1. EPA 1985, 299, Gründe Nr. 3) ausgedrückt 
hat. Die Bemühungen, dieses Ziel zu erreichen, müssen sich 
aber mm Rahxnen aligemein anerkannter Verfahrensgrundsätze 
haiten, wenn nicht schwerwiegende Gründe für eine 
Ausnahmeregelung vorliegen, was hier nicht der Fall ist. 
Man soil sich auch darüber mi klaren sein, daB jede solche 
Ausnahmeregeiung erfahrungsgemàB oft zu verfahrensmäBigen 
Komplikationen führt und eine gewisse Gefahr der Willkür 

mit sich bringt. 

- S 
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11.1 	Was schljej3ljch das von der Beschwerdekarnmer 3.2.2 
erwähnte Interesse des Patentinhabers (Beschwerdegegners) 
angeht, das Beschwerdeverfahren nach Rücknahme der 
Beschwerde des einzigen Ensprechenden fortzusetzen, urn. 
eine Beschrankung des Patents zu ermöglichen (siehe Nr. VI 
oberi), ist zuerst daran zu erinnern, daB die GroBe 
Beschwerdekainmer in ihrer Entscheidung vom 
29. November 1991 in der Sache G 2/91 (AB1. EPA 1992, 206) 
festgestellt hat, daB aus ailgeinein 4nerkannten Grund-
sàtzen des Verfahrensrechts folgt, daB ein Beschwerde- 
führer über die Anhângigkeit der von ihin eingelegten 
Beschwerde allein verfügen kann und daB Verfahrens-
beteiligte gemàB Artikel 107, Satz 2 EPU (wie z. B. der 
Patentinhaber/Beschwerdegegner im vorliegenden Fall) kein 
eigenes selbständiges Recht haben, das Verfahren fort- 
zusetzen, wenn der Beschwerdeführer seine Beschwerde 
zuruckgenornrnen hat (Gründe Nr. 6.1). Die in der o. g. 
Entscheidung offen gelassene Frage, ob jedoch die 
Mäglichkeit einer Fortsetzung des Beschwerdeverfahrens von 
Amts wegen bestehe, inuB auch für den hier gegebenen Fall 
verneint werden. Es ist mit einern verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren und der Stellung der Beschwerdekaininern als 
verantwortlich für die Durchführurig dieses Verfahrens kaum 
vereinbar, das Beschwerdeverfahren nach Rücknahme der 
Beschwerde fortzusetzen, nur urn eine eventuelle 
Verbesserung der rechtlichen Lage des Beschwerdegegners, 
wenn er Patentinhaber ist, zu ermäglichen. Eine solche 
Ausnahme vom Verfugungsgrundsatz, die übrigens zu 
verschiedenen verfahrensrechtlichen Koinplikationen führen 
würde (vgl. z. B. Frage 2, b) und C) in der Sache G 7/91), 
würde voraussetzen, daB die Beschwerdekaxninern im Prinzip 
gegenüber den Patentinhabern eine übergreifende und 
gr6i3ere Verantwortlichkeit hätten als gegenüber den 
Einsprechenden. Hierfür gibt es aber un EPU keine Stütze. 
Eine solche Auffassung, wenn sie gebilligt würde, kännte 

04200 	 . . . 1... 



dazu führen, daB das vertrauen in die Objektivitãt und 
Unparteilichkeit der Beschwerdekammerfl, insbesondere in 
Grenzfälien, in Frage gesteilt werden kännte, was 
selbstverstãndlich verniieden werden soil. In diesem 
Zusanunenhang ist auch zu beinerken, daB ein Patentinhaber, 
der selbst davon uberzeugt ist, daB eine Beschrãnkung des 
Patents notwendig oder wunschenswert ware, in der Praxis 
nicht gehindert ist, eine soiche Beschrànkung durch-
zuführen. Das kann in gewissen Vertragsstaaten in einein 
einseitigen Verfahren erfoigen; zudein 1st es un Rahnten 
eines Nichtigkeits- oder VerletzungsproZeSSeS normaler-
weise auch inoglich, auf den Patentschutz für nicht 
haitbare Gegenstànde zu verzichten. Die Aufrechterhaitung 
eines Patents in eineln etwas zu groBen Uinfang bedeutet 
deswegen keineswegs einen endgüitigen Rechtsveriust für 

den Patentinhaber. 

11.2 Hinzuzufügen ware in diesein Zusainmenhang, daB durch die 
Rücknahine der Beschwerde des einzigen Einsprechenden die 
geinàB Artikel 106 (1) EPU aufschiebende Wirkung der 
Beschwerde wegfãiit und die Entscheidung der Einspruchs-
abteilung dainit rechtskrãftig wird, soweit es die 
Sachfrage angeht. Es besteht danach keine Befugnis der 
Beschwerdekanuner, eine Prüfung des Patents un Sinne des 
Artikels 113 (2) EPU vorzunehinen. Die Vorschriften dieser 
Bestilninung in bezug auf die Billigung der Fassung des 
Patents durch den Patentinhaber finden deshaib keine 

Anwendung. 

12. 	Zusaminenfassend ist soinit festzusteilen, daB es keine 
triftigen Gründe dafür gibt, die bisherige Praxis der 
Beschwerdekairanern aufzugeben oder zu inodifizieren, nach 
der das Beschwerdeverfahrefl, soweit es die durch die 
angefochtene Entscheidung der ersten Instanz entschiedenen 
Sachfragen arigeht, durch Rücknahme der Beschwerde des 
einzigen Beschwerdeführers, sei es in einseitigen oder 
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zweiseitigen Verfahren, als beendet anzusehen ist Eine 

Antwort auf die in beiden Sachen vorgelegten Fragen Nr. 2 

erubrigt sich damit. 

Entscheidungsforxnel 

AUS diesen Gründen wird entschieden: 

Die der GroBen Kainmer vorgelegte Rechtsfrage in der Sache G 7/91 

wird wie folgt beantwortet: 

Eine Beschwerdekaminer kann, soweit es die durch die angefochtene 
Entscheidung der ersten Instanz entschiedenen Sachfragen angeht, 

das Einspruchsbeschwerdeverfahren nicht fortsetzen, nachdein der 
einzige Beschwerdeführer, der in erster Instanz Einsprechender 

war, seine Beschwerde zurückgenoinmen hat. 

Der Geschäftsstellenbeainte: 	 Der Vorsitzende: 

J. Rückerl 
	 P. Gori 

04200 


